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Rabeya Müller

Als mir vor einigen Wochen dieser Vortrag angetragen wurde, konnte noch niemand ahnen, wie brisant und aktuell die gesamte Thematik bis zum heutigen Zeitpunkt werden würde.

Religion ist offensichtlich aus der Politik nicht wegzudenken.

Angefangen von George Bush und seinem „christlichen“ Sendungsbewusstsein über die Fragen der christlich abendländischen Werte als Leitkultur bis hin zu den Reaktionen auf die umstrittenen Muhammad Karikaturen der letzten Wochen..

Es war den HerausgeberInnen der Zeitung Jylands Posten sicherlich bewusst, dass die MuslimInnen so reagieren würden wie sie reagiert haben – augenscheinlich als irrationale FanatikerInnen, die die Meinungsfreiheit der westlichen bzw. freien Welt bedrohen. Diese Bedrohungen werden in der allgemeinen Berichterstattung zumeist auf eine emotionale und irrationale Ebene beschränkt.

Hinzukommen noch die Schreckensnachrichten von Ehrenmorden, Zwangsheiraten und Geiselnahmen.

Folglich gehören die MuslimInnen augenscheinlich einer Religion an, die im öffentlichen Verständnis als politische Richtung angesehen wird, gleichgültig, ob sich die MuslimInnen selbst als politisch definieren – ganz bewusst spricht die Presse auch vom politischen Islam, dem grundsätzlich die Untrennbarkeit von Religion und Politik nachgesagt wird. 

Tatsächlich neigen MuslimInnen dazu eine komplexe Gesellschaftsform anzustreben, wenn sie sich in die Situation versetzt fühlen reagieren zu müssen. Die Reaktion auf eine Gesellschaftspolitik, die sich in mehr als einer Situation als gegen die MuslimInnen ausgrenzend, ja diskriminierend zeigt, ist oft auch Unverständnis. Auch dahingehend, dass offenbar häufig mit „zweierlei Maß“ geurteilt wird.

Viele Menschen muslimischen Glaubens sehen sich in vielerlei Hinsicht jeden Tag damit konfrontiert, dass ihre Religionszugehörigkeit zum Politikum wird, d.h. nicht sie selbst gestalten den Islam politisch, sondern sie werden als MuslimInnen „politisiert“.

Zudem scheint es auch so, dass der Qur’an ihnen einen geradezu politischen Auftrag erteilt:

Und aus euch soll eine Gemeinde werden, die zum Guten einlädt und das gebietet, was Rechtens ist, und das Unrecht verbietet; und diese sind die Erfolgreichen. [3:104]

Denn:

... Gewiß, Allah ändert die Lage eines Volkes nicht, ehe sie (die Leute) nicht selbst das ändern, was in ihren Herzen ist. ... [13:11]

Häufig wird den MuslimInnen aufgrund, besonders der ersten Ayat, unterstellt, sie wollten darauf basierend die Scharia einführen. Scharia – ein oft benutzter und häufig missverstandener Begriff aus dem islamischen Rechtsdenken, bedeutet vom Wort her u.a. „der Weg zur Quelle“, d.h. dieser Weg muss ständig neu beschritten werden, genau darin liegt die Dynamik eines Buches, dass über 1400 Jahre alt ist. Dieser Punkt wird momentan aufgrund einiger Initiativen in der muslimischen Gesellschaft diskutiert. Es wäre gut, wenn den MuslimInnen die Ruhe gelassen würde diese, auch gesellschaftspolitisch relevanten Faktoren, wirklich miteinander zu bearbeiten.

Der o.e. qur’anische Auftrag gehört also zunächst in die Binnengesellschaft, denn diese muss sich erst einmal darüber einig werden, was sie als „gut“ bzw. „rechtens“ und was sie als „Unrecht“ definiert. Wirklich kein leichtes Unterfangen, vor allem in einer Zeit, wo die Flexibilität qur’anischen Denkens durch Verlustängste geprägt ist.

So ist das zweite Zitat eine klare Aufforderung sich „innenpolitisch“ miteinander zu einer Konsolidierung durchzuringen, der nicht die Normativität für alle Zeiten, sondern entsprechend der Vorgabe eines Iğtihads eine bestimmte Kontextgebundenheit und die Obligation von Raum und Zeit immanent ist.

Dieses qur’anische Ansinnen scheint durchaus einem demokratischen  Vorgang vergleichbar: Veränderungen durch Einsicht, nicht von oben herab verordnet, sondern durch innere Bereitschaft.

„Ich glaube, es ist im Zeitalter der Weltraumfahrt dringend nötig geworden, Gott als einen weit größeren und mächtigeren Schöpfer und Herrn anzuerkennen, als ihn viele von uns bisher gesehen haben.“ 

Dieses Zitat stammt nicht von einem übereifrigen islamischen Prediger oder gar einem Islamisten, sondern von Wernher von Braun, einem führenden deutschen Wissenschaftler des letzten Jahrheunderts.

In einer Zeit, in der sich Regierungschefs gegenseitig den Rang des Weltherrschers bzw. der Weltpolizei streitig machen und dafür auch gewalttätige Auseinandersetzungen nicht scheuen, scheint es umso wesentlicher, sich auf eine gemeinsame höhere Instanz zu einigen, gleichgültig wie wir sie auch nennen mögen. 

Das heißt : nicht eine politische Richtung kann sich diese Instanz zu eigen machen, sondern es geht um die Anerkenntnis dieser Instanz  seitens aller Beteiligten.

Das bedeutet ein demokratisches Prinzip umzusetzen, nämlich die Rechte aller in gleicher Weise zu berücksichtigen, auch wenn es sich um religiöse Menschen handelt, auch wenn diese Religion vielen suspekt ist. 

Deshalb spielt die Religion des Islam in der Politik die Rolle einer Herausforderung, der sich alle Seiten stellen müssen.

Wie wirkt der Staat in ihre religiöse Gemeinschaft hinein?

Der Islam hat als Weltreligion, wie alle anderen auch, unterschiedliche theologische und regionale Ausprägungen. Deshalb sind die Auswirkungen staatlicher Politik ebenfalls sehr unterschiedlich.

Nach dem 11. September 2001 ging die Angst um bei vielen muslimischen Gemeinschaften. Sie wollten nicht mit den Attentätern von New York, und auch später nicht mit denen von Madrid und London gleich gesetzt werden. Deshalb befleißigten sie sich stets ihre Loyalität gegenüber diesem Staat und dem Grundgesetz zu versichern, manchmal schon auf eine abstruse Art der Anbiederung. Ebenso fühlten sich die meisten, auch aufgestachelt durch öffentlich deklariertes Misstrauen, geradezu verpflichtet stets Presseerklärungen abzugeben, die im übrigen nur die Wenigsten wahrnahmen, und sich von den Anschlägen zu distanzieren.

Es ist merkwürdig, wie wenigen Menschen es auffiel, dass es zunächst einmal selbstverständlich sein sollte, dass die z.B. in der Bundesrepublik lebenden Musliminnen und Muslime, nichts mit diesen Anschlägen zu tun haben. 

Ich erinnere mich noch, dass kurz nach dem Mord an Theo van Gogh diese Distanzierung ebenfalls in einer öffentlichen Podiumsdiskussion gefordert wurde. Ich empfand das als suspekt, denn wir konnte jemand annehmen, dass wir einen Mord gutheißen würden – ein Mord bleibt ein Mord und damit ein Verbrechen.

Meine Antwort ärgerte damals einige im Plenum sehr, sie lautete: „natürlich distanzieren wir uns von diesem Mord, ebenso wie ich annehme, dass Sie sich von den brennenden Moscheen in den Niederlanden distanzieren – wir haben hier nämlich genau so viel mit dem einen zu tun, wie Sie mit dem anderen.“

Nichts desto trotz sehen wir uns einer stetig wachsenden Angst vor dem Islam gegenüber. Aus dieser Angst wird Ablehnung und das macht das Heranreifen eines gesundes gegenseitigen Respekts nahezu unmöglich.

Momentan scheint jedenfalls die Vogelgrippe eine größere Bedrohung für die Fifa WM als die Problematik, dass unsere Polizei uns nicht genügend vor terroristischen Übergriffen schützen kann und wir deshalb die Hilfe der Bundeswehr in Anspruch nehmen müssten.

Das ist einer von vielen Gedankengängen und Schritten, die nach dem 11.September 2001 unser aller Leben als Bürgerinnen und Bürger dieses Staates beeinflusst und wenn wir die Einschränkung und den Abbau der Bürgerrechte betrachten, auch verschlechtert hat.

Auch dass ein Fragebogen wie der zur Einbürgerung in Baden Württemberg oder gar die Aufhebung des Folterverbots in der Bundesrepublik überhaupt ernsthaft diskutiert werden, zeigt, wie ernst die Frage um die BürgerInnenrechte in diesem Land steht.

Allerdings scheint die größte Angst der Politik, die den Eingriff in das persönliche Leben der Musliminnen und Muslime sehr eindringlich verdeutlicht, mit einem Stück Stoff zusammenzuhängen.

Die Politisierung des Kopftuchs der muslimischen Frau ist eine Sache, die daraus resultierende Hierarchisierung der hier existenten Religionsgemeinschaften, eine andere.

Die Kategorisierung des Kopftuchs als politisches, unterdrückerisches Symbol, im wahrsten Sinne des Wortes, über die Köpfe der Trägerinnen hinweg, ist schon ein dubioser Akt. Vor allem, wenn gleichzeitig Kreuz und Kippa als Symbole friedlicher Religionen bezeichnet werden.

Auch die Behauptung, das Kopftuchverbot würde sich nur auf den Beruf der Lehrerin auswirken, hat sich als unwahr erwiesen. Es ist bereits in Kindertagesstätten, juristischen und medizinischen Einrichtungen weitestgehend auf dem Vormarsch. Das heißt hier wirkt der Staat, unter Berufung auf seine Neutralitätspflicht, bis in das Privatleben einzelner hinein.

Betrachten wir die 22 Lehrerinnen in NRW, die ab dem kommenden Schuljahr ihrem Beruf nicht mehr nachgehen können.

Keine von ihnen ist wirklich auf Widerstand in ihrem beruflichen Umfeld gestoßen, alle sind im Schuldienst tätig, die meisten von ihnen sind verbeamtet. Sie unterrichten in Grundschulen bis hinein in die Sekundarstufe II in den Fächern Chemie und Mathematik. Keine/r von den Schülerinnen und Schülern oder den Eltern hat beanstandet, dass ihre Kinder eventuell das Periodensystem oder die Integralrechnung schlechter vermittelt bekämen. Trotzdem  werden wahrscheinlich 95% von ihnen dieses Jahr ihren Job, für den sie viele Jahre studiert haben und den die meisten mir viel Liebe und Enthusiasmus ausüben, verlieren. In einem Land, das jede Lehrkraft braucht, um den Bildungsnotstand, in dem wir uns offenkundig befinden, beheben zu können.

Und es trifft tatsächlich nur die Frauen. Ein heftiger Affront gegen den Gleichheitsgrundsatz unseres Grundgesetzes, dessen Nichtbeachtung gern muslimischen Menschen unterstellt wird.

Die rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen würde bedeuten finanzielle Mittel zu investieren, die die meisten nicht ihr eigen nennen können.

Auf der anderen Seite ist diese Ablehnung der muslimischen Frauen mit Kopftuch Wasser auf den Mühlen der ultrakonservativen Kräfte in der islamischen community, denn hier gibt es viele, die ohnehin gegen die Beruftätigkeit von Frauen „gewettert“ haben und nun halb schadenfreudig, halb verständnisvoll den Frauen signalisieren, dass sie den Männern den Erwerb des Lebensunterhalts für die Familie überlassen sollten. Somit stellt das Kopftuchverbot für bestimmte Berufsgruppen einen weiteren Schritt zur Domestizierung von muslimischen Frauen dar.

Beiden Seiten geht es nicht wirklich um die Frauen, es geht um Macht und über die Deutungshoheit einmal in bezug auf das Grundgesetz und auf der anderen Seite in bezug auf den Qur’an. Das, was beide Bücher tatsächlich gewährleisten würden, die freie Entscheidung der Frauen selbst, wird diesen nicht zugestanden bzw. umgesetzt.

Es herrscht also ein Stellvertreterkrieg, die das Patriarchat für sich nutzt – die Frauen sitzen einmal mehr denn je am kürzeren Hebel.

Sehen Sie einen Konflikt der Loyalität zwischen Ihrer Religion und Ihrer Gesellschaft?

Und genau hier wird der Konflikt deutlich. Ein Konflikt der kein solcher sein brauchte.

Der Konflikt geht ebenfalls in beide Richtungen, wenn die jeweiligen Gesellschaften ihre Aufträge bzw. ihre Gesetze nicht umsetzen, dann wird das Gefühl der Machtlosigkeit extrem. Im Grunde scheinen all die Dinge, die in hehren Reden als für die jeweiligen Gesellschaften als unverzichtbar genannt werden, in der Realität nicht ernst genommen.

Der Konflikt besteht also keinesfalls in einer angeblichen Diskrepanz zwischen Religion und Staat bzw. Gesellschaft, sondern in der Diskrepanz zwischen Schrift und Realität, sowohl in Bezug auf Grundgesetz als auch auf den Qur’an.

Auf beiden Seiten demonstriert sich uns eine schier unerträgliche Scheinheiligkeit hinsichtlich der Berufung auf die jeweils „letzte höhere Instanz“ und die gleichzeitige Bemühung diese „auszutricksen“.

Loyalität hat immer auch etwas zu tun mit Gerechtigkeit und Treue, wobei diese Begriffe nicht verwechselt werden sollten mit Selbstgerechtigkeit oder Treuherzigkeit.

Islamophobie  und fundamentalistische Apologetik lassen nur noch wenig Raum für Flexibilität.

Die Begriffe „wir“ und „ihr“ stehen demnach zwischen genau den Menschen, die eigentlich die Gemeinschaft in der Pluralität widerspiegeln sollen. Wie wollen wir kollektiv eine Gesellschaft gestalten, wenn wir uns so schwer oder gar nicht von den Dominanzmodellen in unserem Kopf trennen können? 

Für eine qur’anisch -demokratische Lebenswirklichkeit müssen wir weitere Prämissen zulassen: 

Keine starren Strukturen, sondern fließende Grenzen und eine flexible Gesellschaft, die in vielen Dingen gelernt hat mit Veränderungen umzugehen. Innerhalb des Grundgesetzes ist ein solch dynamischer Prozess oft schon eine Selbstverständlichkeit, nur leider oft noch nicht im Umgang mit dem Fremden, dem Ungewohnten. Wie aber kann einem Mensch das Menschliche, auch wenn es das eines anderen ist, fremd sein? 

Dasselbe gilt für die islamische Binnengesellschaft: Wie kann einem/r Muslim/a das „Muslim-Sein“ abgesprochen werden, nur wenn er nicht alles im Mainstream sieht, sich selbst aber als Muslim definiert?

Eine Gesellschaft lebt schließlich von Flexibilität und Weiterentwicklung. Es ist sicher richtig Werte zu bewahren, aber deren Erscheinungsformen müssen variabel bleiben, d.h. es geht um die Aufrechterhaltung der Struktur und nicht des Details.

Es genügt bei Weitem nicht mehr zu sagen, jede/r solle nach seiner/ihrer Facon selig werden, denn die Facon ist längst zum Korsett geworden – der allgemein gültige, seligmachende, selbst gesteckte Rahmen, der weit hinter den Möglichkeiten menschlich Denkbaren zurückbleibt. Warum wird es schwierig, wenn wir selbst gefordert sind, wenn wir unseren Rahmen, sprich Horizont, erweitern sollen, wenn wir nicht mehr die Regeln vorgeben, sondern die Karten neu gemischt werden und die Vielfalt keine Dominanz mehr zulässt – sowohl in der Mehrheits- als auch in der Binnengesellschaft?

Sich mit den Realitäten des eigenen gesellschaftlichen Alltags auseinandersetzen und ihn wieder zu einem Ganzen werden lassen, das erscheint vielen als überzogen und unangebracht.  Aber gerade darin würde die Chance liegen das Ungewohnte zwar als etwas Neues, aber auch als etwas vom eigenen zu betrachten. Die Integrationsleistung der „Fremden“ hat in vielen Bereichen stattgefunden, bis hin zur deutschen Staatsangehörigkeit, jedoch nicht bis zur Selbstaufgabe und diese sollte im Gesamtinteresse nicht nur nicht gefordert, sondern auch nicht gewollt werden. Das erfordert die Loyalität gegenüber dieser Gesellschaft.

Ebenso ist das Bekenntnis zur eigenen Konfession ein Stück Integration und selbst wenn uns MuslimInnen manche Interpretation anderer MuslimInnen „fremd“ erscheint, haben wir nicht das Recht die eigene Auslegung als normativ zu betrachten.

Die Erweiterung oder Weiterentwicklung bestehender Werte ist eine Weiterentwicklung der aktuellen Gesellschaft. Die darin liegende Dynamik erweitert die Palette der Chancen für gemeinsame Problemlösestrategien.

O ihr Menschen, Wir haben euch aus einem männlichen und einem weiblichen Teil erschaffen und euch zu Völkern und Stämmen gemacht, auf dass ihr einander kennen lernen möget. ....[49:13]

Die 2. Und 3. Generation der Musliminnen und Muslime ist hin- und hergerissen zwischen dem traditionellen Kulturgut der Eltern und dem des Lebensumfelds. Diese jungen Menschen haben die Chance einen entwicklungsfähigen Beitrag in dieser Gesellschaft zu leisten, wenn sie sich von den globalen Vorurteilen befreien können und in der Lage sind, sich zusammen mit den anderen zu fragen, ob nicht eine einheitliche Kultur auch eine Monokultur ist? 

Momentan beschäftigen sich aber genau diese jungen Menschen mehr mit dem Gedanken an Auswanderung denn mit dem Leitgedanken der Pluralität als gesellschaftlichem Gut.

Auch muslimischerseits ist es an der Zeit das „Jammern auf höherer Ebene“ einzustellen und sich der Verantwortung für des gemeinsamen Gestaltens dieser Gesellschaft anzunehmen; das liegt allerdings nicht darin sich gegenseitig den Stempel des Eigenen aufzudrücken, sondern gemeinsam Neues zu gestalten.

Bis hin zu einem Gedankenaustausch, der nicht in einem Konkurrenzdenken um die bessere Ideologie endet, sondern in der Suche nach Möglichkeiten, durch unterschiedliche Grundlagen vielfältigere Lösungen für gemeinsame Probleme zu finden.

Wir sollten also den Loyalitätskonflikt zwischen dem eigenen Verständnis hinsichtlich unserer Religion und Gesellschaft einerseits und der eigenen Lebensrealität andererseits um unserer selbst willen vermeiden, denn ...

„....... Gott wird uns zusammenbringen, und zu Ihm ist die Heimkehr."[42:15]

